
A ‌llenthalben scheint sich Transformationsmüdigkeit breit 
zu machen (Beckert 2024; Mau et al. 2023; Staab 2022). 

War Klimapolitik 2021 noch eines der bestimmenden Themen 
vor der Wahl gewesen, so geriet sie diesmal zum ungeliebten 
Randthema und Gegenstand der Abgrenzung, wie sie in der 
aggressiven Anti-Klima-Rhetorik der rechtsextremen AfD oder 
im Wahlprogramm der Union, die unter anderem die Rück-
nahme von Heizungsgesetz und Verbrennerverbot versprach, 
sichtbar wurde. Stattdessen dominieren Themen wie Migra-
tion, Lebenshaltungskosten, Verteidigung und die Angst vor 
einer Deindustrialisierung die öffentliche Diskussion. Warum 
haben sich gesellschaftliche Prioritäten innerhalb weniger 
Jahre so dramatisch verschoben? Hierauf wollen wir aus so-
ziologischer Sicht eine Erklärung mit Blick auf die Mentalitäten 
in der deutschen Bevölkerung anbieten und einen Vorschlag 
machen, wie sich das „Limit“, mit dem klima- und transforma-
tionspolitischer Wandel derzeit konfrontiert scheint, in Rich-
tung neuer Perspektiven überwinden ließe.

Viele sehen als zentralen Grund für die beschriebene Ge-
genbewegung, dass Fürsprecher*innen einer ambitionierten 
Klimapolitik in und jenseits der Regierung aus ihrem eigenen 
bürgerlich-akademischen Erfahrungshintergrund heraus „die 
soziale Frage“ vergessen hätten und den weniger Wohlhaben-
den durch ihre aus einer abstrakten „moralischen Ökologie“ 
heraus dogmatisch verfolgten Maßnahmen übermäßige Las-
ten aufbürden wollten (z. B. Mau et al. 2023; Huber 2022). Aus 
der Sicht unserer Forschung zu den sozial-ökologischen Men-
talitäten der Bevölkerung ist diese Deutung zwar nicht völlig 
falsch, beschreibt aber nur einen, aus unserer Sicht eher über-
betonten und unzulässig verallgemeinerten Teilaspekt. Vor al-
lem verdeckt die einseitige Fixierung der Debatte darauf etwas 
anderes, für die jetzige Lage deutlich Entscheidenderes: Der 
Widerstand gegen klimaschutzbedingte Veränderungen wuchs 

seit dem Ende der Merkel-Ära zwar auch, aber nicht in erster 
Linie bei jenen, die sozial am stärksten benachteiligt sind, son-
dern in den materiell wohlhabenden Mittel- und Oberschich-
ten, die sich durch die notwendigen Maßnahmen in ihrer ge-
wohnten Lebensweise bedroht sehen.

Weder Polarisierung noch Konsens, 
sondern konf liktive Dreiecksbeziehung

Unsere Forschung, die wir zuletzt mit Kolleg*innen im 
Buch Der neue sozial-ökologische Klassenkonflikt vorgestellt ha-
ben, zeigt auf, wie sich die Bevölkerung, grob korrespondie-
rend mit Unterschieden von sozialstrukturellen Lagen, in un-
terschiedliche Fraktionen aufteilt, die sich im Konflikt um das 
Für, Wider, Was und Wie von sozial-ökologischer Transforma-
tion unterschiedlich positionieren (Eversberg et al. 2024). Das 
Bild, das wir auf der Grundlage einer repräsentativen Befra-
gung von Ende 2021 gewonnen haben, ist weder eines von Pola-
risierung (Otteni/Weisskircher 2022) noch von Konsens (Mau 
et al. 2023), sondern das einer Dreiecksbeziehung zwischen 
drei Mentalitätsspektren. Die verbreitete Wahrnehmung einer 
Polarisierung in Klimafragen trifft dabei das Verhältnis zwi-
schen zweien dieser Spektren: dem nach wie vor klimapoli-
tisch überzeugten, vor allem in Bildungsmilieus verorteten öko-
sozialen und dem von der Veränderung überforderten, für au-
toritäre Angebote aufgeschlossenen defensiv-reaktiven, das sich 
2021 in prekären und sozial benachteiligten Lagen konzent-
rierte. Hinter dem plakativen Gegensatz dieser beiden Pole, 
politisch repräsentiert durch Grüne und AfD (Otteni/Weiss-
kircher 2022), geht bei oberflächlicher Betrachtung aber allzu 
leicht der Blick für das verloren, was sich im dritten, zahlen-
mäßig bedeutsamsten Spektrum abspielt, das wir das konserva-
tiv-steigerungsorientierte nennen. Es umfasst die typischen Men-
talitäten dessen, was man die „gesellschaftliche Wohlstands-
mitte“ nennen könnte – also jener sozialen Gruppen, die das 
exportorientierte deutsche Wachstumsmodell und die Politik 
der Bundesregierungen unter Merkel lange Zeit aktiv mitgetra-
gen hatten und davon auch durch längerfristige Wohlstandszu-
wächse profitierten. Der Deal, den die Politik dieser gleicher-
maßen produktiv wie konsumtiv ins business as usual eingebun-
denen Mitte angeboten und lange eingehalten hatte: Wir reden 
viel von Klima und Transformation, modernisieren, liberalisie-
ren und ökologisieren das Land behutsam – aber nur so weit, 
dass ihr ungestört weiter so leben könnt wie bisher, euer ma-
terieller Wohlstand wird durch inklusives und ‚grünes Wachs-
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gezeigt: Es hat sich etwas verschoben. Trans-
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tum‘ weiter stetig steigen. Im Bewusstsein der so Angespro-
chenen drückte sich dieser Deal aus durch die hohe abstrakte 
Zustimmung zu klimapolitischen Forderungen in Umfragen, 
aber – weniger offensichtlich – eben auch in der Erwartung, 
dass einem das nichts abverlangen und die eigene ‚Freiheit‘ zu 
Besitz und Konsum nicht beeinträchtigen werde.

Der neue Verteidigungskonsens 
und die Radikalisierung der veränderungs-
aversen Mitte

Bis zum Zeitpunkt unserer Befragung 2021 nun war dieser 
Deal ganz offensichtlich unhaltbar geworden: Das Versprechen 
der Vereinbarkeit von Transformation und Veränderungsver-
schonung hielt angesichts eskalierender Krisen nicht mehr. Die 
Ampelkoalition reagierte darauf zunächst durch die Flucht nach 
vorn in den „Fortschritt“, entwickelte aber sehr schnell eine Ar-
beitsteilung, in der die einen die aufgegangene Kluft rhetorisch 
in Richtung Transformation, die anderen in Richtung Erhalt 
der Lebensweise zu überbrücken suchten. Die Folgen sind be-
kannt. Im Angesicht eskalierender Krisen reagierte das konser-
vativ-steigerungsorientierte Mentalitätsspektrum zunehmend 
mit der Abwehr vermeintlicher ‚Zumutungen‘ und der Bekräf-
tigung der einmal angewöhnten Erwartungen. Die frühere Ba-
lance zwischen ‚wir brauchen Wandel‘ und ‚wir möchten aber 
gerne auch weiter so leben‘ kippte – in Richtung entschlossener 
Bekräftigung von Lebensweise- und Wohlstandsverteidigung.

Wohlgemerkt: es geht hier um Teile der Mittel- und Ober-
schichten. Ihnen erschienen etwa Heizungsgesetz, Ver-
brennerverbot und Tempolimitdebatten als unzumutbare Ver-
letzungen des früheren Schutzversprechens für den eigenen 
Wohlstand, und sie begannen nun immer deutlicher nach ei-
ner Erneuerung des Versprechens zu verlangen – auch unter 
Verzicht auf klimapolitische Ansprüche. Diese Nachfrage be-
dienten im jetzigen Wahlkampf Union und FDP – und näher-
ten sich damit im klimapolitischen Rückwärtsgang program-
matisch an die noch stärker rückwärtsgerichteten Programma-
tiken von AfD und BSW an.

Auch wenn unzumutbare Härten und soziale Ungleichheit 
eine Rolle spielen: Es sind dieser defensive turn der Wohl-
standsmitte und die Instrumentalisierung des Ungleichheits-
arguments im Dienste der Besitzstandswahrung, durch die 
sich derzeit das politische Koordinatensystem verschiebt. Diese 
handgreifliche Kluft zwischen offenkundig notwendiger Ver-
änderung und dem Unwillen, eigene Lebensweisen zu ändern, 

„Nachhaltigkeitsziele sind  
ohne Umverteilung  
des gesellschaftlichen Reichtums 
nicht zu erreichen.“

mündet so faktisch in einen politische wie Mentalitätsspektren 
übergreifenden neuen Verteidigungskonsens (Blühdorn 2024) – 
gegen Klimapolitik und Transformation. Dieser neue Konsens 
bedeutet eine Entpolarisierung der Klimapolitik: Zunehmend 
konsensual wird nun der unbedingte Erhalt der gegebenen Le-
bensweise, während das ökosoziale Spektrum, das bislang als 
entgegengesetzter Pol erschien, eher zur Restgröße wird. Oder 
genauer: Es wird zunehmend isoliert, fragmentiert und orien-
tierungslos, während sich die veränderungsaverse Mitte radi-
kalisiert.

Es stimmt: Klimapolitik wurde zu lange nicht als die soziale 
Verteilungs- und Gerechtigkeitsfrage behandelt, die sie ist. Das 
größte Versäumnis daran ist aber, dass Politik wie Nachhal-
tigkeitsforschung sich selbst und der Gesellschaft nicht einge-
standen, wie viel an Veränderungs- und Anpassungsleistungen 
den Wohlhabenden und Reichen wird abverlangt werden müs-
sen. Stattdessen wurde der Fokus auf technokratische Lösun-
gen und die Hoffnung gelegt, dass Klimaschutz ohne spürbare 
Veränderungen der Lebensweise und der Wohlstandsvertei-
lung auskommen werde. Dieses Versprechen um des Wahler-
folgs willen ein ums andere Mal zu erneuern, ist politisch ver-
antwortungslos und entmündigt die Menschen.

Raus aus der Sackgasse der Versprechungen

Um aus dieser Versprechenssackgasse herauszufinden, 
muss Klima- und Nachhaltigkeitspolitik ehrlich und transpa-
rent sein: Sie darf nicht immer und immer aufs Neue eine Kon-
tinuität der Lebensweise in Aussicht stellen, die schlicht unre-
alistisch geworden ist. Zugleich muss sie sich aber auch aus 
dem Verzichts- und Belastungsdiskurs befreien, unter dessen 
Bann das ganze Thema heute steht. Das bedeutet nicht, hohl 
gewordene Versprechen durch neue zu ersetzen, aber doch klar 
zu machen, dass sozial gerechte Klimapolitik ein Programm 
zur Verbesserung der Lebensqualität für viele Menschen sein 
kann – vor allem für sozial Benachteiligte (Aigner 2021).

In einer Klimapolitik als sozialer Infrastrukturpolitik liegt 
aus unserer Sicht ein entscheidender Schlüssel für solch eine 
positive Perspektive. Ganz in diesem Sinne hat der Expert*in-
nenrat für Klimafragen (2025) jüngst die Klima-Förderpolitik 
der Ampel als sozial unausgewogen kritisiert, weil sie Subven-
tionen an Privathaushalte verteilt hat, die sich Häuser und (E‑)
Autos leisten können, während das versprochene Klimageld, 
dass auch denen geholfen hätte, die nachhaltig in kleinen Miet-
wohnungen leben und ÖPNV fahren, nicht kam. Neben so-
zial gestaffelten finanziellen Hilfen hat er sich als Gegenmaß-
nahme für eine Politik des Ausbaus öffentlicher Infrastruk-
turen ausgesprochen, die auf ressourcenschonende Art und 
Weise allen gleichermaßen Teilhabe ermöglichen und Lebens-
qualität deutlich verbessern können.

Das setzt Investitionen in einem enormen Umfang vo-
raus, die unter der als Zukunftsinvestitionsbremse wirkenden 
Schuldenbremse nicht möglich sind. Angesichts des bereits be-
schlossenen Milliardenpakets für Infrastrukturinvestitionen ist 
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es aber alles andere als utopisch. 500 Milliarden Euro stehen in 
den kommenden Jahren für Infrastruktur sowie für zusätzli-
che Investitionen zur Erreichung der Klimaneutralität bis zum 
Jahr 2045 zur Verfügung. Ihre Verwendung wird angesichts der 
Dringlichkeit der Klimatransformation eine echte Schicksals-
frage und muss von ökosozialer Seite offensiv politisiert wer-
den, um diese Gelder für einen strategisch geplanten und auf 
klimaneutrale, gemeinwohlverpflichete und breite Teilhabe er-
möglichende Strukturen gerichteten Umbau zu nutzen.

Statt immer unglaubwürdigere Wachstumsversprechen zu 
machen, muss eine Klimapolitik, die das ernst nimmt, die Sy-
nergien zwischen Klimaschutz und sozialer Gerechtigkeit her-
vorheben und aufzeigen, dass dieser Umbau der Gesellschaft 
eben nicht auf Verlust, sondern auf größere Lebensqualität hi-
nauslaufen kann. Das hat zum Beispiel der österreichische 
Klimarat (APCC) in seinem Bericht „Strukturen für ein kli-
mafreundliches Leben“ 2022 detailliert aufgezeigt (Görg et al. 
2023), und am konsequentesten durchdacht sind Konzepte ei-
ner infrastrukturorientierten Klimapolitik derzeit in der De-
growth-Debatte (Schmelzer et al. 2022; Kallis et al. 2025). Ver-
bote und Einschränkungen, die primär Wohlhabende treffen 
(z. B. Verbot von Privatjets, Einkommens- und Vermögensober-
grenzen, ökologische Steuern, Einschränkung von Luxuskon-
sum), schaffen Legitimation. Eine ermöglichende Fundamen-
talökonomie, die auf Zugang zu sozialer Infrastruktur für alle 
setzt (vom ÖPNV bis zu Energieversorgung, günstigem Wohn-
raum bei Wohnraumsuffizienz), sichert Klimaschutz ab, weil 
Bedürfnisdeckung über solche Infrastrukturen ressourcen-
schonender ist als über privates Eigentum (Neckel 2022).

Privates Eigentum, das zeigen unsere Befunde, ist Teil des 
Problems der Nichtnachhaltigkeit der gegebenen gesellschaft-
lichen Strukturen. Umverteilung von oben nach unten, aber 
auch von privat zu öffentlich ist also nicht nur aus Finanzie-
rungsgründen unerlässlich, sondern auch weil geringere Un-
gleichheit die Zustimmung zu Veränderung erhöht. Jenseits 
kreditfinanzierter Investitionen muss deshalb auch das In-Ver-
antwortung-Nehmen wohlhabender Haushalte durch eine Ver-
mögensabgabe nach Art. 106 GG eine zentrale Forderung sein. 
Dieses verfassungsmäßig zur Bewältigung außergewöhnlicher 
Krisen vorgesehene Instrument kann nicht nur die in einer rei-
chen Gesellschaft wie Deutschland vorhandenen Mittel dorthin 
lenken, wo sie dringend gebraucht werden. Sondern es kann 
auch entscheidend zu dem Ausgleich sozialer Ungleichheiten 
beitragen, ohne den erfolgreiche Übergänge zu einer für alle 
zugänglichen nachhaltigen Lebensweise nicht denkbar sind.

Die Infragestellung der gegebenen Eigentumsverhältnisse 
und die Einsicht, dass Nachhaltigkeitsziele nicht anders als 
über Umverteilung des gesellschaftlichen Reichtums von pri-
vat zu öffentlich zu erreichen sind, machen einen solchen An-
satz zur direkten Antithese des neuen Verteidigungskonsen-
ses. Konsequent ausformuliert darf eine solche Politik mit 
heftigem Gegenwind rechnen  – aber utopisch ist nicht sie, 
sondern die Vorstellung, das Wachstum werde es schon wieder 
richten.
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